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Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

für den Gesetzgeber standen im letzten Quartal 2019 

die Förderung der Elektromobilität und weitere Kli-

maschutzmaßnahmen im Vordergrund. Wir stellen 

Ihnen die wichtigsten gesetzlichen Änderungen vor. 

Darüber hinaus befassen wir uns mit Arbeitszeitkon-

ten von GmbH-Geschäftsführern. Der Steuertipp rät 

im Hinblick auf die Steuerbefreiung für ein Familien-

heim von einer Übertragung unter Nießbrauchsvor-

behalt ab. 

GESETZGEBUNG 

Wichtige steuerliche Änderungen ab 2020 im Über-
blick 

Zum Jahreswechsel ist eine ganze Reihe steuerlicher 

Änderungen in Kraft getreten. Die Wichtigsten haben 

wir für Sie zusammengefasst: 

 Vollautomatische Fristverlängerung: Abgabefris-

ten für Steuererklärungen kann das Finanzamt nun 

ohne Einbindung eines Amtsträgers ausschließlich 

automationsgestützt verlängern, sofern es zur Prü-

fung der Fristverlängerung ein automationsgestütz-

tes Risikomanagementsystem einsetzt. 

 Bonpflicht: Durch das Kassengesetz wurde zum 

Jahreswechsel die Belegausgabepflicht ab dem 

01.01.2020 eingeführt. Jeder Kunde muss dem-

nach einen Kassenbon erhalten. Werden Waren an 

eine Vielzahl von nicht bekannten Personen ver-

kauft, können die Finanzbehörden das betroffene 

Unternehmen aber von einer Belegausgabepflicht 

befreien. 

 Kleinunternehmer: Die Umsatzsteuer wird von in-

ländischen Unternehmern nicht erhoben, wenn der 

Umsatz im vorangegangenen Kalenderjahr die 

Grenze von 22.000 € (bisher 17.500 €) nicht über-

stiegen hat und im laufenden Kalenderjahr 

50.000 € (wie bisher) voraussichtlich nicht über-

steigen wird. 

 Verpflegungspauschalen: Die Pauschalen für 

Verpflegungsmehraufwendungen im Rahmen einer 

beruflichen Auswärtstätigkeit oder doppelten Haus-

haltsführung wurden von 24 € auf 28 € (für Abwe-

senheiten von 24 Stunden) und von 12 € auf 14 € 

(für An- und Abreisetage sowie für Abwesenheits-

tage ohne Übernachtung und mehr als acht Stun-

den Abwesenheit) angehoben. 

 Gesundheitsförderung: Der Freibetrag für zusätz-

lich zum Arbeitslohn erbrachte Leistungen des Ar-

beitgebers zur Gesundheitsförderung wurde von 

500 € auf 600 € pro Arbeitnehmer und Kalenderjahr 

angehoben. 

 Grund- und Kinderfreibetrag: Der Grundfreibe-

trag ist von 9.168 € auf 9.408 € gestiegen. Der Kin-

derfreibetrag wurde von 2.490 € auf 2.586 € je El-

ternteil erhöht. 

ELEKTROMOBILITÄT 

Neue Fördermöglichkeiten rund um den Fuhrpark 

Das Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der 

Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher 

Vorschriften ist in Kraft. Die wichtigsten Fördermaß-

nahmen im Überblick: 

 Sonderabschreibung für E-Nutzfahrzeuge: Für 

nach dem 31.12.2019 und vor dem 01.01.2031 an-

geschaffte neue E-Lieferfahrzeuge, die zum Anla-

gevermögen eines Betriebs gehören, kann eine 

Sonderabschreibung von bis zu 50 % im Jahr der 

Anschaffung in Anspruch genommen werden. 
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 Gewerbesteuerliche Hinzurechnung von Miet- 

und Pachtzinsen für E-Fahrzeuge: Für Miet- und 

Pachtzinsen für die Benutzung von beweglichen 

Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens sieht das 

Gewerbesteuergesetz eine Hinzurechnung dieser 

Aufwendungen in Höhe von einem Fünftel vor. Die 

Regelung wurde dahingehend angepasst, dass der 

Hinzurechnungsbetrag für (Hybrid-)E-Fahrzeuge 

sowie für Fahrräder, die keine Kfz sind, unter be-

stimmten Voraussetzungen halbiert wird. Die Fahr-

zeuge dürfen eine Kohlendioxidemission von 

höchstens 50 g je gefahrenen Kilometer haben o-

der müssen eine bestimmte Mindestreichweite un-

ter ausschließlicher Nutzung der elektrischen An-

triebsmaschine aufweisen. 

Die bisher befristeten Regelungen zur Dienstwagen-

besteuerung für Elektro- und Hybridfahrzeuge wurden 

wie folgt erweitert: 

 Bei Anschaffung nach dem 31.12.2018 und vor 

dem 01.01.2031 ist nur ein Viertel der Bemes-

sungsgrundlage anzusetzen, wenn das Kfz keine 

Kohlendioxidemission je gefahrenen Kilometer hat 

und der Bruttolistenpreis nicht mehr als 40.000 € 

beträgt. 

 Soweit das Kfz diese Voraussetzungen nicht erfüllt 

und bei Anschaffungen nach dem 31.12.2021 und 

vor dem 01.01.2025 ist nur die Hälfte der Bemes-

sungsgrundlage anzusetzen, wenn das Kfz eine 

Kohlendioxidemission von höchstens 50 g je gefah-

renen Kilometer hat oder die Reichweite im elektri-

schen Betrieb mindestens 60 km beträgt. 

 Bei Anschaffung nach dem 31.12.2024 und vor 

dem 01.01.2031 ist nur die Hälfte der Bemes-

sungsgrundlage anzusetzen, wenn das Kfz eine 

Kohlendioxidemission von höchstens 50 g je gefah-

renen Kilometer hat oder die Reichweite bei reinem 

E-Betrieb mindestens 80 km beträgt. 

Hinweis: Diese Regelungen gelten auch bei Anwen-

dung der Fahrtenbuchmethode. 

Folgende, bisher bis 2021 befristete Steuerbefreiungen 

bzw. Regelungen zur Lohnsteuerpauschalierung gel-

ten nun bis zum 31.12.2030: 

 Die private Nutzung eines betrieblichen Fahrrads 

oder E-Fahrrads ist steuerbefreit. 

 Für das elektrische Aufladen eines Elektro- oder 

Hybridfahrzeugs vom Arbeitgeber in seinem Betrieb 

gewährte Vorteile und die zeitweise private Nut-

zung einer betrieblichen Ladevorrichtung sind steu-

erbefreit. 

 Wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer Ladevor-

richtungen für Elektro- oder Hybridfahrzeuge zu-

sätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn un-

entgeltlich oder verbilligt übereignet, kann er die 

Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz von 25 % 

erheben. 

KLIMASCHUTZ 

Steuerliche Begleitmaßnahmen gegen den Ausstoß 
von Treibhausgasen 

Das Gesetz zur Einführung eines Bundes-Klima-
schutzgesetzes und zur Änderung weiterer Vorschrif-
ten ist unter Dach und Fach. Es beinhaltet folgende 
steuerliche Maßnahmen: 

 Energetische Sanierung: Seit Anfang 2020 wer-

den energetische Sanierungsmaßnahmen an 

selbstgenutztem Wohneigentum für einen befriste-

ten Zeitraum von zehn Jahren durch einen prozen-

tualen Abzug der Aufwendungen von der Steuer-

schuld gefördert. Förderfähig sind Einzelmaßnah-

men, die auch in bestehenden Programmen der 

Gebäudeförderung als förderfähig eingestuft sind 

(z.B. Erneuerung bzw. Optimierung einer Hei-

zungsanlage). Für die Aufwendungen im Jahr des 

Abschlusses der Maßnahme und im darauffolgen-

den Kalenderjahr ist ein Steuerabzug von jeweils 

höchstens 7 % der Aufwendungen (in den jeweili-

gen Kalenderjahren höchstens 14.000 €) und im 

zweiten folgenden Kalenderjahr ein Steuerabzug 

von 6 % der Aufwendungen (höchstens 12.000 €) 

möglich. Insgesamt können in den drei Jahren so-

mit 20 % der Aufwendungen, maximal 40.000 € je 

Objekt, von der Steuerschuld als Steuerermäßi-

gung abgezogen werden. Die konkreten Mindest-

anforderungen werden noch in einer gesonderten 

Rechtsverordnung festgelegt. 

 Zugreisen: Auch für Fernreisen mit der Bahn gilt 

nun der ermäßigte Umsatzsteuersatz von 7 % (statt 

bisher 19 %). Bislang war nur der Nahverkehr ent-

sprechend begünstigt. 

 Zwei Gesetzesänderungen gelten erst ab 2021: 

 Fernpendlerpauschale: Die Pendlerpauschale 

wird befristet vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2023 

ab dem 21. Entfernungskilometer um 5 Cent auf 

35 Cent und vom 01.01.2024 bis zum 31.12.2026 

um 8 Cent auf 38 Cent angehoben. Diese Anhe-

bung gilt auch für Familienheimfahrten im Rahmen 

der doppelten Haushaltsführung. 

 Mobilitätsprämie: Für Pendlerinnen und Pendler, 

die mit ihrem zu versteuernden Einkommen inner-

halb des Grundfreibetrags liegen, gibt es die Mög-

lichkeit, alternativ zu den erhöhten Entfernungs-

pauschalen von 35 Cent bzw. 38 Cent ab dem 21. 

Entfernungskilometer eine Mobilitätsprämie in Höhe 

von 14 % dieser erhöhten Pauschalen zu wählen. 

Hierdurch sollen diejenigen entlastet werden, bei 

denen ein höherer Werbungskosten- oder Be-

triebsausgabenabzug zu keiner entsprechenden 

steuerlichen Entlastung führt. 

EINLAGENRÜCKGEWÄHR 

Verrechnung mit Anschaffungskosten bei ver-
schiedenen Anteilen 

Unter dem steuerlichen Einlagekonto einer Kapitalge-

sellschaft versteht man einen fiktiven Merkposten 
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(also kein Finanzbuchhaltungskonto), in dem diejeni-

gen Einlagen der Gesellschafter festgehalten werden, 

die nicht in das Stammkapital geleistet werden. Typi-

scherweise entspricht das steuerliche Einlagekonto 

daher in den meisten Fällen der Kapitalrücklage. Das 

steuerliche Einlagekonto dient nur dem Zweck festzu-

stellen, ob bzw. inwieweit eine Ausschüttung an die 

Anteilseigner aus operativen Gewinnen gespeist wird 

oder ob bzw. inwieweit diese eine Einlagenrückgewähr 

darstellen. Letztere führen nämlich beim Gesellschafter 

nicht zu Einkünften aus Kapitalvermögen, sondern sind 

mit den Anschaffungskosten zu verrechnen. 

Beispiel: Die A-GmbH hat 2019 an ihren Alleingesell-

schafter A 40.000 € ausgeschüttet. Diese Ausschüt-

tung bestand ausweislich der ordnungsgemäßen Steu-

erbescheinigung zu 15.000 € aus einer Einlagenrück-

gewähr. Für die Beteiligung hatte A Anschaffungskos-

ten in Höhe von 26.000 €. Durch die Ausschüttung hat 

A Einkünfte aus Kapitalvermögen in Höhe von 

25.000 €. In Höhe von 15.000 € werden die Anschaf-

fungskosten mit der Einlagenrückgewähr verrechnet, 

so dass die verbleibenden Anschaffungskosten des A 

11.000 € lauten. 

Doch wie verhält es sich, wenn A zum Beispiel nicht 

von Anfang an Alleingesellschafter war, sondern die 

ersten 50 % im Jahr 2017 für 20.000 € und die weite-

ren 50 % im Jahr 2018 für 6.000 € gekauft hat? Die 

Oberfinanzdirektion Frankfurt/Main hat hierzu Folgen-

des verfügt: In diesem Fall ist die Einlagenrückgewähr 

gleichmäßig auf alle Anteile zu verteilen, denn un-

abhängig von den individuellen Anschaffungskosten 

existiert jeder Gesellschaftsanteil eigenständig. Das 

merkt man auch daran, dass etwa bei einer GmbH die 

Gesellschaftsanteile in der Gesellschafterliste durch-

nummeriert sind.  

Für obiges Beispiel bedeutet dies: Von der Einlagen-

rückgewähr (15.000 €) entfallen je 7.500 € auf den 

2017 und auf den 2018 gekauften Anteil. Die verblei-

benden Anschaffungskosten des ersten Gesellschafts-

anteils (aus dem Jahr 2017) betragen also fortan 

12.500 €. Hinsichtlich des 2018 erworbenen Anteils 

übersteigt die Einlagenrückgewähr die Anschaffungs-

kosten um 1.500 €. In Höhe dieses überschießenden 

Betrags handelt es sich per Fiktion um ein Veräuße-

rungsgeschäft. Mithin kommt zum Beispiel der Spa-

rerfreibetrag nicht zur Anwendung. 

Hinweis: Damit bei unterschiedlichen Beteiligungser-

werben eine etwaige Einlagenrückgewähr rechtssicher 

bewertet werden kann, ist es wichtig, die Anschaf-

fungskosten pro erworbenen Anteil festzuhalten. 

 

 

STEUERERKLÄRUNG 

Wem droht künftig ein Verspätungszuschlag? 

Alle Jahre wieder sorgen die nahenden Abgabefristen 

für Steuererklärungen für Betriebsamkeit unter Steuer-

zahlern und Steuerberatern. Für die Steuererklärungen 

2019 endet die Abgabefrist am 31.07.2020. Wer seine 

Steuererklärungen 2019 von uns anfertigen lässt, hat 

mehr Zeit und muss sie erst bis Ende Februar 2021 

abgeben. 

Aufgrund einer Änderung der Abgabenordnung müs-

sen die Finanzämter seit 2019 bei Nichteinhaltung der 

Abgabefristen in manchen Fällen einen Verspätungs-

zuschlag festsetzen. Das ist zum Beispiel der Fall, 

wenn eine Steuererklärung, die sich auf ein Kalender-

jahr bezieht, nicht innerhalb von 14 Monaten nach Ab-

lauf dieses Kalenderjahres abgegeben wird. Steuerer-

klärungen für 2019 sind hiervon also betroffen, wenn 

sie erst ab März 2021 abgegeben werden. Ermes-

sensspielraum haben die Finanzämter aber nach wie 

vor in Fällen 

der Festsetzung einer Steuer auf 0 € bzw. auf einen 

negativen Betrag, 

der Festsetzung einer Steuer unterhalb der Summe 

der festgesetzten Vorauszahlungen und der anzurech-

nenden Steuerabzugsbeträge (Erstattungsfälle), 

einer nur jährlich abzugebenden Lohnsteueranmel-

dung sowie 

einer gewährten Fristverlängerung, gegebenenfalls 

auch rückwirkend. 

Hinweis: Für Steuererklärungen, die sich auf ein Ka-

lenderjahr beziehen (z.B. Einkommensteuererklärun-

gen), beträgt der Verspätungszuschlag für jeden ange-

fangenen Monat der Verspätung 0,25 % der (um die 

festgesetzten Vorauszahlungen und die anzurechnen-

den Steuerabzugsbeträge verminderten) festgesetzten 

Steuer, mindestens jedoch 25 € für jeden angefange-

nen Monat der Verspätung. 

VERDECKTE GEWINNAUSSCHÜTTUNG 

Können Geschäftsführer Arbeitszeitkonten führen? 

Verdeckte Gewinnausschüttungen (vGA) haben unan-

genehme steuerliche Folgen: Erkennt das Finanzamt 

Aufwendungen der Gesellschaft nicht an, weil es von 

einer vGA ausgeht, treten insbesondere zwei Rechts-

folgen ein:  

 Die Gesellschaft darf keinen steuermindernden 

Aufwand geltend machen und  

 der Gesellschafter muss die vGA als Einkünfte aus 

Kapitalvermögen versteuern. 
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Die Oberfinanzdirektion Frankfurt/Main (OFD) hat sich 

mit der Frage beschäftigt, wie Arbeitszeitkonten eines 

Geschäftsführers in diesem Kontext zu beurteilen sind. 

In Arbeitszeitkonten werden in der Regel Mehrarbeits-

zeiten erfasst, damit der darauf entfallende Arbeitslohn 

während einer späteren, in der Regel längerwährenden 

Freistellung ausgezahlt werden kann. Grundsätzlich 

sind drei Fälle zu unterscheiden: 

 Bei nicht an der Gesellschaft beteiligten Gesell-

schaftern führt die Vereinbarung und Befüllung von 

Arbeitszeitkonten grundsätzlich nicht zu vGA. Viel-

mehr sind diese zwar gesellschaftsrechtlich ein Or-

gan der Gesellschaft, steuerlich gelten sie jedoch 

als „ganz normale“ Arbeitnehmer. 

 Sofern Geschäftsführer (auch in geringstem Um-

fang) an der Gesellschaft beteiligt sind, ist zu prü-

fen, ob mit ihnen vereinbarte Arbeitszeitkonten ge-

gebenenfalls als vGA zu beurteilen sind. Wichtigs-

tes Kriterium dürfte hierbei der Drittvergleich sein. 

Danach gilt es zu prüfen, ob auch andere (nicht an 

der Gesellschaft beteiligte) Angestellte Arbeitszeit-

konten haben. Hat nur der Gesellschafter-

Geschäftsführer ein Arbeitszeitkonto, dürfte regel-

mäßig von vGA auszugehen sein. 

 Geschäftsführern, die mehrheitlich an der GmbH 

beteiligt sind, steht die Vereinbarung eines Arbeits-

zeitkontos aus steuerlicher Sicht nicht offen. Die 

Ansparung der Arbeitszeit auf einem zivilrechtlich 

vereinbarten Arbeitszeitkonto führt nach Meinung 

der OFD regelmäßig und in vollem Umfang zu vGA. 

Hinweis: Gleitzeitkonten, die eine werktägliche oder 

wöchentliche Flexibilisierung der Arbeitszeit ermögli-

chen sollen, fallen nicht unter diese Regelung. Sie sind 

regelmäßig anzuerkennen, sofern sie fremdüblich sind. 

STEUERTIPP 

Keine Steuerbefreiung für ein Familienheim bei Ei-
gentumsaufgabe 

Ehegatten und Lebenspartner können ihre selbstbe-

wohnte Immobilie erbschaftsteuerfrei an den überle-

benden Partner vererben, sofern dieser das Objekt un-

verzüglich für die Nutzung zu eigenen Wohnzwecken 

bestimmt und tatsächlich in die Immobilie einzieht. Die 

Erbschaftsteuerbefreiung entfällt allerdings rückwir-

kend, wenn der überlebende Partner das Eigentum an 

dem Familienheim innerhalb von zehn Jahren nach 

dem Erwerb auf einen Dritten überträgt. Dies gilt laut 

Bundesfinanzhof selbst dann, wenn er die Selbstnut-

zung zu Wohnzwecken aufgrund eines lebenslangen 

Nießbrauchs fortsetzt. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 


